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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burger, Frau Hüriand, 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Franke (Osnabrück), Rollmann, Nordlohne, 
Frau Stommel, Frau Schleicher, Braun, Frau Verhülsdonk, Kroll-Schlüter und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/519 - 

betr. Beratung über Berufsaussichten für behinderte Jugendliche und Jugendliche 
in Erziehungsheimen 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 23. Mai 1973 - II b 4 - 68 die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet; 


1. Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustcllen, daß die be- 
hinderten Jugendlichen und sogenannten Problemjugendlichen 
in Heimen ausreichend über Ausbildungsmöglichkeiten, Berufs- 
aussichten und Stellenangebote beraten werden? 

Die Bundesregierung mißt der Berufsberatung einschließlich der 
Berufsaufklärung und der Ausbildungsstellenvermittlung von 
behinderten Jugendlichen und von Jugendlichen in Heimerzie- 
hung große Bedeutung bei. Die Beratung wird als eine konti- 
nuierliche Hilfe angeboten. Sie ist nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz (AFG) durch die Bundesanstalt für Arbeit in enger Zu- 
sammenarbeit mit allen an der beruflichen Eingliederung der 
Behinderten und an der erzieherischen Betreuung der Jugend- 
lichen beteiligten Stellen durchzuführen. Das AFG schreibt vor, 
daß bei der Berufsberatung die körperlichen, geistigen und cha- 
rakterlichen Eigenschaften, die Neigung und die persönlichen 
Verhältnisse der Ratsuchenden zu berücksichtigen sind. Die 
Bundesregierung hält die gesetzlichen Vorschriften grundsätz- 
lich für ausreichend, um eine auf die besonderen Lebensum- 
stände der genannten Personenkreise abgestellte Beratung 
sicherzustellen. Auch die von den Selbstverwaltungsorganen 
der Bundesanstalt für Arbeit erlassenen Richtlinien für die Be- 
rufsberatung tragen dem besonderen Beratungsbedürfnis die- 
ser Ratsuchenden in ausreichendem Maße Rechnung. 

Ein Teil des Informationsangebots der Bundesanstalt zur Be- 
rufsorientierung behinderter Jugendlicher und ihrer Eltern ist 
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die ISteilige Informationsreihe „Mehr Wissen über die Berufs- 
wahl“. Eine Neuauflage dieser Reihe ist für 1974 geplant; bis da- 
hin wird die Bundesanstalt neuere Entwicklungen in Form von 
Ergänzungsblättern berücksichtigen. Für Sonderschullehrer und 
andere Fachkräfte, die an der Eingliederung behinderter Ju- 
gendlicher in das Berufsleben beteiligt sind, steht die ausführ- 
liche Schrift „Berufe für behinderte Jugendliche" zur Verfügung. 
Eine Neuauflage für 1974 wird vorbereitet. Für die behinderten 
Jugendlichen selbst gibt die Bundesanstalt für Arbeit Sonder- 
ausgaben des Lese- und Arbeitsheftes „Auf dem Wege zum 
Beruf" heraus. Gegenwärtig stehen Sonderausgaben für Lern- 
behinderte, die größte Gruppe behinderter Jugendlicher, sowie 
für gehörlose Jugendliche zur Verfügung. Eine Ausgabe für 
blinde Jugendliche in Blindenschrift mit einem Begleitheft für 
Eltern wird vorbereitet. Die Reihe der Sonderausgaben wird 
fortgesetzt. - Die der Bundesanstalt vorliegenden Urteile über 
die vorgenannten Schriften sind insgesamt positiv. Die Nach- 
frage ist groß, auch aus dem Ausland. 

Neben diesen insbesondere über die in Frage kommenden Be- 
rufe orientierenden Schriften stehen den Behinderten auch die 
allgemeinen berufskundlichen Schriften zur Verfügung. Zu nen- 
nen ist insbesondere die Dokumentation der Bundesanstalt für 
Arbeit „Blätter zur Berufskunde", die einen umfassenden Über- 
blick über Tätigkeitsbereich, Ausbildungsgang und -Inhalt, Be- 
schäftigungsbereiche und Berufslage der einzelnen Berufe ge- 
ben. Der Studien- und Berufsberatung der Abiturienten und 
Absolventen der Fachoberschulen dient die Informationsschrift 
„Studium und Beruf", die von der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und der Bundesanstalt für Arbeit heraus- 
gegeben wird. Auch diese Schriften werden, gestützt auf For- 
schungsergebnisse u. a. des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, fortlaufend wei- 
terentwickelt. 

Mit ihrem Aktionsprogramm zur Förderung der Rehabilitation 
Behinderter unterstützt die Bundesregierung die Erschließung 
neuer Berufstätigkeiten für Behinderte. Bedeutende Entwick- 
lungsarbeiten leisten dabei die Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation, z. B. das Berufsförderungswerk Heidelberg. Die 
im Aufträge des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
tätige Beratungsstelle für Rehabilitation in Heidelberg erarbei- 
tet zur Zeit eine Übersicht der für Behinderte besonders geeig- 
neten Berufe. Diese Übersicht wird eine wichtige Grundlage für 
die Information und Beratung behinderter Jugendlicher dar- 
stellen. 

Neben der schriftlichen Information und neben Beiträgen in den 
Massenmedien erfolgt die allgemeine Berufsaufklärung behin- 
derter Jugendlicher und Jugendlicher in Heimerziehung vor 
allem auch in Schulbesprechungen und in Versammlungen der 
Eltern und Erzieher. Zur Sicherstellung einer qualifizierten Auf- 
gabenerledigung hat die Bundesanstalt für Arbeit in den letz- 
ten Jahren hierfür zunehmend geschulte Berater für Behinderte 
eingesetzt. Zur Zeit bestehen bei der Bundesanstalt für Arbeit 
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142 Planstellen für Behinderten-Berufsberater. Solange der Auf- 
bau einer besonderen Berufsberatung für Behinderte jedoch 
noch nicht abgeschlossen ist, liegt der Schwerpunkt der Tätig- 
keit dieser Fachkräfte in der beruflichen Einzelberatung. 


2. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sicherzustellen, 
daß in ausreichendem Maße Beratungsdienste unter Einbezie- 
hung von Fachpsychologen und Fachmedizinern angeboten wer- 
den? 

In ihrem Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" hat die Bun- 
desregierung auf die Notwendigkeit vermehrter Eignungsun- 
tersuchungen zur Klärung und Sicherung der Berufsentschei- 
dung leistungsschwacher und lernbehinderter Jugendlicher hin- 
gewiesen. Das gilt gleichermaßen für Jugendliche mit Erzie- 
hungsschwierigkeiten. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat die Planstellen für Fachpsycho- 
logen von 139 im Jahre 1968 auf 295 im Jahre 1973 erhöht. Um 
die Psychologen zu entlasten und verstärkt für Problemfälle 
freizustellen, werden bestimmte standardisierte Testverfahren 
in zunehmendem Umfang über elektronische Datenverarbeitung 
ausgewertet. Außerdem sind vermehrt Hilfskräfte für den psy- 
chologischen Dienst eingestellt worden. 1972 wurden 38 369 Be- 
hinderte (1971; 32 099) auf Veranlassung der Berufsberatung 
von Psychologen untersucht. Da die psychologische Eignungs- 
untersuchung in der Regel unerläßlich für die weitere Beratung 
der Behinderten ist, erhalten diese meist zeitlichen Vorrang vor 
den übrigen Ratsuchenden. 

Die Zahl der Planstellen für Arzte bei der Bundesanstalt für 
Arbeit (nur Inland) hat sich von 95 im Jahre 1968 auf 133 im 
Jahre 1973 erhöht. Um der steigenden Nachfrage nach ärztlichen 
Untersuchungen nachzukommen, werden außerdem vermehrt 
Vertragsärzte mit Untersuchungen beauftragt. Auf Veranlas- 
sung der Berufsberatung wurden 1972 25 572 (1971: 20 679) 
behinderte und körperlich schwächlich wirkende Ratsuchende 
von Ärzten untersucht. 


3. Welche besonderen Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
einzuleiten, damit die behinderten Jugendlichen, die Problem- 
jugendlichen sowie deren Eltern und Erziehungsberechtigten 
umfassend über die tatsächlichen Berufschancen und Arbeits- 
platzangebote in ihrem Wohnbereich hingewiesen werden? 

über das regionale Ausbildungsstellen- und Arbeitsplatzange- 
bot sowie über die Lage und die Entwicklung der in Frage kom- 
menden Berufe haben die Berater in den örtlichen Arbeitsäm- 
tern (Berufsberater, Arbeitsberater/Arbeitsvermittler, Rehabi- 
litationsberater) einen umfassenden Überblick. Bei den Maß- 
nahmen zur beruflichen Eingliederung behinderter Jugendlicher 
durch andere Rehabilitationsträger als die Bundesanstalt für 
Arbeit ist die Beteiligung der Bundesanstalt sichergestellt, be- 
vor eine Maßnahme zur Arbeits- und Berufsförderung eingelei- 
tet wird. Arzte und Gesundheitsämter haben, wenn berufliche 
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Eingliederungsmaßnahmen in Betracht kommen, nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz (§§ 125 bis 126 b) die Aufgabe, die Perso- 
nensorgeberechtigten behinderter Jugendlicher u. a. auf die Be- 
ratung und Förderung durch das Arbeitsamt hinzuweisen. Auch 
die Jugendämter veranlassen bei den von ihnen betreuten Ju- 
gendlichen häufig eine eingehende Berufsberatung. Die Heime 
sind gehalten, in Fragen der Berufswahl und der beruflichen 
Entwicklung der von ihnen betreuten Jugendlichen sich mit den 
Arbeitsämtern in Verbindung zu setzen. 

Die Vermittlung von nichtbehinderten Jugendlichen in Arbeits- 
stellen obliegt in den Arbeitsämtern besonderen Jugendlichen- 
Vermittlern, die bei noch nicht beratenen Jugendlichen auf die 
Vorteile einer individuellen Beratung und einer Berufsausbil- 
dung hinweisen und die Inanspruchnahme der Berufsberatung 
empfehlen. 

Die Bundesregierung und die Bundesanstalt für Arbeit werden 
in ihrer Öffentlichkeitsarbeit auch zukünftig auf die verschie- 
denen speziellen Beratungsmöglichkeiten hinweisen. Die Bun- 
desregierung wird die Bundesanstalt unterstützen, die Bera- 
tungsdienste zu qualifizieren und in den nächsten Jahren wei- 
ter auszubauen. 

Die im Aktionsprogramm „Berufliche Bildung" der Bundesre- 
gierung vorgesehene neue wissenschaftsorientierte Ausbildung 
für Berufsberater auf Fachhochschulniveau ist von der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Zusammenarbeit mit der Universität Mann- 
heim eingeleitet worden. Eine erste Guppe von 35 Beratungs- 
anwärtern für die Berufs- und Arbeitsberatung hat im Oktober 
1972 ihre Ausbildung in Mannheim begonnen; weitere 120 Be- 
ratungsanwärter sollen im Herbst 1973 folgen. Im Ausbildungs- 
plan nehmen jugendpsychologische und pädagogische Fragen 
sowie Fragen der Rehabilitation einen wichtigen Platz ein. 

Die Fortbildung der vorhandenen Beratungsfachkräfte der Bun- 
desanstalt für Arbeit sowie die Belastung des beschäftigten Per- 
sonals durch in Ausbildung und Einweisung stehende Nach- 
wuchskräfte wird gegenwärtig bis zu dem Umfang ausgeweitet, 
der für die Durchführung der laufenden Aufgaben gerade noch 
vertretbar ist. 

Die Fortbildung der Berufsberater in Fragen der Behinderten- 
beratung wird gegenwärtig intensiviert. 1973 wird auch eine 
größere Zahl von Berufsberatern für Abiturienten und Hoch- 
schüler an einem Fortbildungslehrgang für Behindertenbera- 
tung teilnehmen. 

Außerdem laufen zur Zeit zwei Modellversuche zur Verbesse- 
rung der Organisation und Personalstruktur der Berufsberatung 
und der Arbeitsvermittlung. Eine weitere Intensivierung der be- 
ruflichen Einzelberatung ist durch die Beratung nach Vereinba- 
rung zu erwarten. Sie soll bis Ende 1973 in allen Arbeitsämtern 
eingeführt sein. 

Die Beratung der behinderten Jugendlichen und der Jugend- 
lichen in Heimen führt jedoch nur dann zu einem befriedigen- 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksachO 7/618 


den Ergebnis, wenn für diesen Personenkreis weitgefächerte 
Ausbildungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

Auf der Grundlage ihres „Aktionsprogramms Rehabilitation" 
fördert die Bundesregierung daher für die überbetriebliche 
Erstausbildung behinderter Jugendlicher den Aufbau eines bun- 
desweiten Netzes von Berufsbildungswerken. Zunächst sollen 
6000 Ausbildungs- und Internatsplätze geschaffen werden. In 
diesen Berufsbildungswerken werden unter Mitwirkung der 
Berufsberatung auch stationäre Maßnahmen zur Berufsvorbe- 
reitung und Berufsfindung durchgeführt werden. 

Derartige stationäre Maßnahmen, für die in den Berufsbildungs- 
werken sämtliche Rehabilitationsfachdienste zur Verfügung 
stehen, sind in besonderer Weise geeignet, die Berufschancen 
der behinderten Jugendlichen aufzuzeigen; sie sind daher eine 
wichtige Grundlage des Eingliederungsplans. Das wird durch 
entsprechende Erfahrungen, die in den Berufsförderungswerken 
für behinderte Erwachsene gewonnen wurden, bestätigt. Des- 
halb gehen die Zielvorstellungen der Bundesregierung im Rah- 
men des „Aktionsprogramms Rehabilitation" dahin, daß künf- 
tig den behinderten Jugendlichen in allen notwendigen Fällen 
die Möglichkeit zur Durchführung einer stationären Berufsfin- 
dungsmaßnahme angeboten werden soll. 
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